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Die Reform der Unfallversicherung
Von Berufsgenossenschafts-Sekretär W. Retlow, Berlin.

V. Das Reditsverfahren.

a) Die Neuordnung des Rechtsweges in der Reichs¬

versicherungsordnung.

Die Unzufriedenheit der Versicherten mit der

Auslegung und Durchführung der gesetzlichen
Vorschriften durch die Berufsgenossenschaften
hatte unter der Herrschaft der alten Unfallver¬

sicherungsgesetze notwendig eine außerordentlich

starke Inanspruchnahme der Rechtsmittel zur

Folge gehabt. Die Schiedsgerichte für Arbeiter¬

versicherung und das Reichsversicherungsamt als

Rekursinstanz waren dauernd überlastet. Trotz

erheblicher Vermehrung der Spruchkammern und

Senate war diese Überlastung nicht zu beheben

und so konnte sie schließlich nicht ohne hemmen¬

den Einfluß auf das Rechtsverfahren bleiben.
Die schematische Behandlung der Steitfälle mußte

sich auch hier beinahe von selbst entwickeln.

Zu der einseitigen Feststellung der Leistungen
durch die Versicherungsträger gesellte sich die

ungenügende Nachprüfung im Berufs- und Re-

kurzvcrfahren. So mußte das Mißtrauen gegen
die Unfallversicherung in den breiten Massen

immer stärker anwachsen. Eine großzügige
Reform mit dem Ziele der Abstellung der Miß¬

stände und der Wiedergewinnung des Vertrauens

der Versicherten erschien allen wahren Freunden
einer gesunden Sozialpolitik als ein dringendes
Erfordernis. Die Überbürdung des Reichsver¬

sicherungsamts erheischte gebieterisch eine

schleunige Abhilfe. Die Rekurse häuften sich

so an, daß ihre Erledigung ein Jahr und noch

mehr Zeit in Anspruch nahm. Erwägt man, daß

die Kläger vielfach sich in harter wirtschaftlicher

Bedrängnis befanden, eine schnelle Urteilsfällung
deshalb geradezu eine unbedingte Voraussetzung
für die Erfüllung des Versicherungszweckes war,
so konnte unter diesen Umständen kaum mehr

von einem ordentlichen Rechtsverfahren die Rede

sein. Die Zustände waren nach jeder Richtung
hin unhaltbar geworden und alle einsichtigen
Sozialpolitiker erhofften deshalb von der Neu¬

gestaltung der Versicherung eine durchgreifende
Besserung gerade auch auf diesem Gebiete. Sie
sollten bitter enttäuscht werden.

Die Reichsversicherungsordnung kam. Ge¬
boren unter den denkbar ungünstigsten Umständen,
beraten und verabschiedet noch in letzter Stunde

von einem jeder Erweiterung der Arbeiterrechte
abholden Reichstage, der in seiner Zusammen¬

setzung in keiner Weise mehr seit langem die

öffentliche Meinung widerspiegelte und darum

mindestens moralisch der Berechtigung zur Er¬

ledigung dieses Werkes ermangelte, brachte sie

nur wenige wirkliche Fortschritte, dafür aber

wesentliche Rückschläge. Diese betrafen vor allem

das Rechtsverfahren. Das Recht der Versicherten

zur Durchführung ihrer Ansprüche bis zur höchsten

Stelle wurde stark eingeschränkt, ohne daß ein

genügender Ausgleich geboten wurde. Wohl

wurde damit die Entlastung des Reichsver¬

sicherungsamts erreicht, aber nur auf Kosten der

Rechtssicherheit. Der letzte Rest an Vertrauen in

den arbeitenden Kreisen ging verloren.

Dieser geschichtliche Rückblick ist zur Er¬

klärung des jetzigen Zustandes unbedingt er¬

forderlich. Man muß sich die Entstehung und

den Werdegang der Reichsversicherungsordnung
vergegenwärtigen, um die Gründe zu verstehen,
die zur Schaffung der Versicherungsämter und zu

der so verschiedenartigen Abgrenzung ihrer Be¬

fugnisse in den drei Zweigen derReichsVersicherung
geführt haben. Wenn ihnen in der Invaliden-

und Hinterbliebenenversicherung nach £§ 1617 bis

1627 RVO. nur die Vorbereitung der Anträge auf

Leistungen obliegt, die Feststellung der Leistungen
nach § 1630 RVO. jedoch dem Vorstande der zu¬

ständigen Versicherungsanstalt vorbehalten ist,
in dem die Beamten und Unternehmer stets die
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Mehrheit haben, wenn sie in der Krankenver¬

sicherung bei Streit über Leistungen erste Spruch-
instanzsind(§ 1636 RVO.)f in der Unfallversicherung
aber sich erst nach erfolgtem Einspruch der Ver¬

letzten nur gutachtlich zu den bereits erlassenen

Bescheiden der Versicherungsträger äußern

können, ohne daß ihnen ein maßgeblicher Einfluß

auf die Korrektur derselben zusteht, so sind für

die Schaffung dieser ungleichen Rechtsverhältnisse

lediglich politische Beweggründe ausschlaggebend
gewesen. Das Mißtrauen von Regierung und

Reichstag gegen die Arbeiterschaft verhinderte

eben eine ruhige Bewertung der sachlichen Not¬

wendigkeiten und führte zur Halbheit in der

Übertragung der Rechte an die Versicherungs¬
ämter, die dem Rechtsgange nur zum Unsegen
gereicht hat.

b) Der bisherige Aufbau und der Wirkungskreis der

Versicherungsämter.

Das alte Recht hatte den Rechtsweg in allen

Streitfällen bis zum Reichsversicherungsamt er¬

öffnet. So erhebliche Mängel auch seiner Recht¬

sprechung anhaften mochten, so war dennoch

wenigstens die Möglichkeit der Durchsetzung
berechtigter Ansprüche unter sachkundigem Bei¬

stande gegeben. Jetzt ist dieser Weg zum großen
Teile versperrt. § 1700 RVO. zählt die Streit¬

sachen auf, in denen der Rekurs unzulässig ist.

Seine Einiegung ist danach im wesentlichen be¬

schränkt auf die grundsätzliche Frage nach dem

Vorliegen eines Betriebsunfalls überhaupt, ob der

Unfall eine versicherte Person betroffen hatte,
auf die erstmalige Feststellung der Dauerrente

und die Feststellung der Hinterbliebenenrente.

Für alle übrigen Streitfragen und Leistungen,
sie mögen noch so erheblich sein, endet das Ver¬

fahren beim Oberversicherungsamt.
Das durch die Reichsversicherungsordnung

neu geschaffene Versicherungsamt bildet keinen

vollwertigen Ersatz für den Verlust der Rekurs¬

möglichkeit, denn ihm fehlen die Befugnisse als

erste Spruchinstanz mit rechtsverbindlicher Kraft.

Diese hat es gerade in der Unfallversicherung
nicht. Welche Aufgaben waren ihm hier zugedacht ?

Der Kommissionsbericht zur Reichsversicherungs¬
ordnung sagt darüber: Die rechtzeitige Erhebung
des Einspruchs hat zur Folge, daß „eine örtliche,

objektive, behördliche Stelle dazu berufen wird,

durch Anhören des Versicherten Mängel des

berufsgenossenschaftlichenVerfahrens aufzuklären
und daß weiter diese Stehe in gewissem Umfange
Beweise erheben kann, insbesondere aber durch

ihre Äußerung einen nicht zu unterschätzenden

Einfluß auf die Entscheidung der Frage nach

weiterer Beweiserhebungdurch den Versicherungs¬
träger und schließlich auch auf die Entschädigung
selbst haben wird.44 Aus dieser Erläuterung
erhellt eindeutig, daß von irgendwelchen zwingen¬
den Einfluß der Versicherungsämter auf die Ent¬

schließungen der Versicherungsträger keine Rede

sein kann. Ihre ganze Tätigkeit schrumpft zu¬

sammen auf ein gutes Zureden, Gutachten genannt,
an die Adresse der Berufsgenossenschaften,
glimpflich mit den Verletzten umzugehen, wo eine

allzu ungerechte Behandlung offensichtlich ist.

Wir werden noch sehen, welche Wirkung diese

„Gutachten" haben. Jedenfalls steht fest: Den

Verletzten ist im Rechtsgange die Anrufung der

höchsten Instanz im erheblichen Umfange ge¬

nommen worden, ohne daß ihnen dafür ein nur

annähernd vollgültiger Ersatz geboten worden

wäre. Sie können sich in Wirklichkeit nur auf

eine Instanz, das Oberversicherungsarnt, stützen,

dessen Urteil zugleich als Endurteil keiner Nach¬

prüfung unterliegt. Diese Beschneidung ihrer

Rechte und die Erschütterung des Rechtsgefühls
war das ärgste, was der Arbeiterschaft durch die

Reichsversicherungsordnung zugemutet wurde.

Diese unzulängliche Rechtspflege besteht bis

heute unverändert fort. Die Frage kann da auf¬

tauchen, ob vielleicht im täglichen Verkehr mit¬

einander sich die Beziehungen zwischen den

Versicherungsämtern und den Berufsgenossen¬
schaften enger und günstiger gestaltet haben, als

die nackten gesetzlichen Bestimmungen erwarten

lassen, und ob somit der Einfluß auf die Ver-

sicherungsträger nicht tatsächlich ein viel tieferer

ist. Zu ihrer Beantwortung müssen wir auf den

Aufbau und die bisherige Wirksamkeit der Ver¬

sicherungsämter näher eingehen; dann ergibt
sich ein klares Bild.

Die Versicherungsämter umfassen in der

Regel den Bezirk eines Stadt- oder Landkreises.

Der Leiter der unteren Verwaltungsbehörde führt

zugleich in ihm den Vorsitz. Für ihn werden

ein oder mehrere ständige Stellvertreter bestellt.

Als Beisitzer sind Versicherungsvertreter bei¬

zuziehen, die je zur Hälfte aus Arbeitgebern und

Versicherten zu entnehmen sind. Sie sind von

den Vorstandsmitgliedern aller im Bezirk mit

mindestens 50 Versicherten ansässigen Kranken¬

kassen zu wählen. Hier macht sich wieder so

recht das Fehlen einer eigenen Vertretung der

Versicherten in den Vorständen der Berufs¬

genossenschaften fühlbar, so daß erst auf diesem

Umwege eine indirekte Wahl möglich ist, die

natürlich eine direkte Wahl nie ersetzen kann.

Die Kosten der Versicherungsämter bestreiten

mit Ausnahme der Barauslagen des Verfahrens,
die die Versicherungsträger zu erstatten haben,
die Gemeindebehörde oder der Bundesstaat (Frei¬
staat), je nachdem sie von einer Stadt oder für

den Bezirk eines Landkreises errichtet sind.

Der Aufbau läßt schon die Mängel der Ver¬

sicherungsämter erkennen. Mit Ausnahme einiger
weniger in großen Orten oder industriell durch¬

setzten Kreisen führen sie ein beschauliches Da¬

sein. § 39 RVO. bestimmt zwar, daß zum Stell¬

vertreter zu bestellen ist, wer durch Vorbildung
und Erfahrung auf dem Gebiete der Arbeiter¬

versicherung geeignet ist. Aber was besagte
das seither? Bei der kümmerlichen Anteilnahme

aller Behörden bis hinauf zur höchsten Spitze
kam der Vorschrift wenig Bedeutung zu. Irgend¬
ein Beamter des Magistrats oder des Landrats¬

amts wurde zum stellvertretenden Vorsitzenden

bestimmt. Ob er wirklich ein tieferes soziales

Empfinden besaß, das die Voraussetzung für eine

ersprießliche Betätigung bildete, stand dahin.

Fehlte es, was leider nur allzu oft vorkam, so

blieb der vom Gesetz geschaffene Rahmen ohne

Füllung. Der an sich enge Wirkungskreis wurde

noch nicht einmal erschöpft. Die Berufsgenossen¬
schaften waren von der Ungefährlichkeit dieser

neuen Behörden sehr bald so überzeugt, daß fast

alle von sich aus die Durchführung des Einspruchs¬
verfahrens sogar in den Fällen, wo sie nach

§ 1592 RVO. selbst zur Vernehmung der Be¬

rechtigten zuständig sind, den Versicherungs¬
ämtern übertrugen. Da hierbei nur der Vor¬

sitzende oder sein Stellvertreter ohne Hinzu¬

ziehung von Versicherungsvertretern verhandelt,

war dieser Weg für sie bedenkenfrei. Er er¬

sparte die infolge der räumlichen Ausdehnung
aller Berufsgenossenschaften sehr erheblichen,
sonst von ihnen zu tragenden Kosten für die

Vernehmung der Verletzten; dazu gewährte diese
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Haltung nach außen hin den Anschein der Un¬

parteilichkeit. Tatsächlich blieb alles unverändert.

Hohe Ausgaben für die Versicherungsämter waren

bei den zur Aufbringung der Mittel verpflichteten
Stellen meist nicht gern gesehen. Wo also etwa

noch Lust zu einer genauen Ergründung und

Klärung der Streitfälle vorhanden war, wurde sie

stark eingedämmt. Und so wickelt sich seither

das Einspruchsverfahren derart ab, daß der Be¬

rechtigte vor dem diensttuenden Leiter des Ver¬

sicherungsamts erscheint und ihm seine Einwände

gegen den Bescheid des Versicherungsträgers
zur Niederschrift kundgibt. Damit hat das Ver¬

fahren sein Bewenden. Ohne weitere Erhebungen
wandern die Akten mit der getätigten Verhand¬

lung zurück an den Versicherungsträger. Die

Einholung eines ärztlichen Gutachtens auf Antrag
und nach eigener Wahl des Versicherten unter¬

bleibt zumeist, weil ja § 1595 RVO. einschränkend

bemerkt, sie sei nur dann erforderlich, wenn das

Gutachten nach Ansicht des Versicherungsamts
für die Entscheidung von Bedeutung sein kann.

Da aus der Erfahrung nur zu gut bekannt ist,
daß gegen die von den Berufsgenossenschaften
eingeholten Gutachten ihrer auf ihre besondere

Aufgabe gut eingedrillten Vertrauensärzte schwer

anzugehen ist, so halten sie mit der Beschaffung
eines unparteiischen Gutachtens, weil vermutlich

aussichtlos, sehr zurück. Da der Versicherte aber

meist nicht die erheblichen Kosten erschwingen
kann, manche Ärzte zudem die Erstattung eines

Gutachtens auf Ansuchen des Verletzten, das sich

vielleicht gegen die Berufsgenossenschaften aus¬

sprechen müßte, ablehnen aus Gründen, die hier

nicht zu untersuchen sind, so bleibt praktisch die

ganze Verhandlung ohne jeden greifbaren Erfolg.
Zeit und Geld sind nutzlos geopfert. Ja, man

kann die Notwendigkeit des Verfahrens über¬

haupt leugnen und es gar für die weitere Ver¬

fechtung des Anspruchs für schädlich halten, weil

das Ausbleiben eines Erfolges, was auch vor¬

kommt, gegen den Versicherten ausgespielt
werden kann.

Beim Einspruch über Änderung von Dauer¬

renten ist der Hergang im allgemeinen auch nicht

viel anders. Ist der Versichertenvertreter bei

Erstattung des Gutachtens durch das Versiche¬

rungsamt nach § 1605 RVO. abweichender Mei¬

nung, so wird sie zwar in die Niederschrift auf¬

genommen, sonst aber geschieht nichts. Eine

weitere Beweisaufnahme von amtlicher Seite vor

Schließung der Niederschrift wird daraufhin nur

selten beliebt Vielmehr erhebt, wie § 1606 RVO.

besagt, der Versicherungsträger nach Eingang
der Verhandlungen den etwa noch erforderlichen

Beweis und erteilt sodann den Endbescheid. Die

erstere Vorschrift steht wieder nur auf dem

Papier. Abgesehen von offenbaren Fehlern und

Irrtümern und den wenigen Fällen, wo durch gut
arbeitende Versicherungsämter die Unhaltbarkeit

eines Bescheides erdrückend dargetan ist, ergeht
ohne weiteres der Endbescheid. Auch wenn das

Versicherungsamt sich einstimmig für das Recht

des Versicherten ausgesprochen, selbst wenn es

ein gleichlautendes ärztliches Zeugnis beigebracht
hat, übergeht die Beruf^genossenschaft diese

Gegenbeweise er Endbescheid hat den fast

ständig gleichbleibenden nichtssagenden Inhalt,
daß das Einspruchsverfahren keine Gesichts¬

punkte gezeitigt habe, die geeignet wären, eine

andere Entschließung herbeizuführen.

Unsere Darstellung ist nicht gefärbt, sie wird

durch die Statistik vollkommen bekräftigt. Nach

den Berichten des Reichsversicherungsamts ent¬

schieden in der gewerblichen Unfallversicherung
— die Zahlen in der landwirtschaftlichen Unfall¬

versicherung sind für die Versicherten erheblich

günstiger — von den Endbescheiden zugunsten
der Versicherten 1914: 6,81 v. H., 1915: 7,25 v. H.f
1916: 7,23 v. H., 1917: 6,35 v. H., 1918: 7,62 v. H,
alle übrigen zu ihren Ungunsten. Diese Ziffern

bedeuten die härteste Verurteilung des heutigen
Einspruchsverfahrens, vor allem, wenn man be¬

denkt, daß im Berufungs-, ja selbst in dem Rekurs¬

verfahren erheblich mehr obsiegende Urteile er¬

langt werden. Dazu kommt, daß so viele un¬

wissende Arbeiter sich von dem Ausgang der

vorausgegangenen Verhandlungen abschrecken

lassen und gar nicht mehr den Gang zum Reichs¬

versicherungsamt wagen, mag das Recht noch so

sehr auf ihrer Seite sein. Durch völlige oder

teilweise Abänderung der Urteils des Schieds¬

gerichts oder Oberversicherungsamts entschieden

zu ihren Gunsten in der gewerblichen Unfall¬

versicherung 1914: 21,4 v. H., 1915: 15,4 v. H.,
1916: 16,6 v. H., 1917: 16,2 v. H., 1918: 18,4 v.H.

der Rekurse der Versicherten. Ein Vergleich mit

oben ergibt eine um etwa das zweieinhalbfache

höhere Zahl der gewonnenen Streitfälle, obgleich
niemand das Reichsversicherungsamt einer über¬

trieben versichertenfreundlichen Haltung zeihen

wird. Die Fehler liegen demnach offenbar im

Entschädigungsverfahren bei den Feststellungs¬
ausschüssen — wir haben ihre Ursachen ja schon

aufgezeigt — und in den mangelnden Befugnissen
der Versicherungsämter über die Berufsgenossen¬
schaften.

Was ist also zu tun?

c) Der Ausbau der Versicherungsämter and die

Erweiterung ihrer Zuständigkeit.
Unsere Kritik an der Wirksamkeit der Ver¬

sicherungsämter erfolgte nicht in der Absicht,
ihnen das Grab zu graben. Von ihrer Aufhebung
kann keine Rede sein. Im Gegenteil. Der Grund¬

gedanke an sich war gut, nur seine Umsetzung
in die Tat war unzureichend. Wenn wir also

ihre Ausgestaltung fordern, so kann uns bei der

Zuspitzung der wirtschaftlichen Kämpfe, die auch

in die Sozialversicherung ausstrahlen, etwa ihre

bloße Umwandlung als Spruchinstanz auch in der

Unfallversicherung heute nicht mehr genügen.
Sie würde nach wie vor die Allmacht der Berufs¬

genossenschaften unangetastet lassen, deren Be¬

seitigung aber gerade das dringendste Gebot der

Stunde ist. Ihre Vollmachten müssen also weiter¬

gehen. Wir streben deshalb die Erweiterung
ihrer Zustängigkeit dahin an, daß die Feststellung
aller Leistungen aus der Unfallversicherung den

Berufsgenossenschaften genommen und ihnen

übertragen wird. Das verlangt natürlich ihren

umfassenden Ausbau, gleichviel ob diese Aufgabe
ihnen unmittelbar auferlegt wird oder ob dafür

besonders zu bildende Ausschüsse ihnen an¬

gegliedert werden. Wenn ihnen ferner das Recht

der Nachprüfung der Erhebungen der Berufs¬

genossenschaften sowie im gegebenen Falle das

Recht des Eingriffs in deren Geschäftsgang zu¬

erkannt wird, das sie haben müssen, wenn sie

ihrer Aufgabe vollkommen gerecht werden sollen,
dann können sie auch zum Segen der Versiche¬

rung wirken. Allerd ngs müssen einige Voraus¬

setzungen erfüllt sein:

1. Die Geldgebarung muß auf eine sichere

Grundlage gestellt werden. Wenn auch allerseits

strengste Sparsamkeit gefordert wird und not¬

wendig erscheint, so wäre eine falsche Sparsam¬
keit, wie eben die Erfahrung lehrt, gerade hier
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von größtem Schaden. Wir wollen nochmals ein¬

dringlich betonen: Eine den berechtigten An¬

sprüchen der Versicherten gerecht werdende

Bescheiderteilung verhütet zahlreiche Klagen und

Kosten die in den höheren Instanzen natürlich

erheblich teurer sind. Sie kann aber auch

andererseits mit dem Verlust der Rekursmöglich
keit in vielen Fällen aussöhnen, denn niemand

wünscht die alten Zustände beim Reichsversiche¬

rungsamt zurück, wenn die so arg erschütterte

Rechtssicherheit auf diese Weise wiederhergestellt
wird. Das somit erzielte Vertrauen der Be¬

völkerung zur Rechtsprechung kann nicht hoch

genug veranschlagt werden.

2. Die Versicherungsvertreter, deren Zahl

bedeutend zu erhöhen ist, da die zur Feststellung
der Leistungen berufenen Kammern mit min¬

destens vier Beisitzern zu besetzen sind, müssen

in direkter Wahl gewählt werden, die Versicherten¬

vertreter in von den Gewerkschaften und ge¬

gebenenfalls den Betrieben zu bildenden Wahl¬

körpern. Dieser Punkt bedarf keiner weiteren

Begründung.
3. An die Spitze der Versicherungsämter

müssen Personen treten, die mit der Arbeiter-

Versicherung eng vertraut sind. Sie sind den

Reihen der Versicherten oder sonstigen geeigneten
Kreisen zu entnehmen ohne Rücksicht auf eine

vorgeschriebene Laufbahn. Auf die richtige Aus¬

wahl kommt es vorzüglich an. Daß auch der

peinlich genauest arbeitende Beamte gerade hier,
wo alles vom Verstehen der Versicherten und

von ihrem Vertrauen zur Behörde abhängt, einen

vielleicht weniger geschulten dafür aber mit Lust

und Liebe zur Sache erfüllten und von der hohen

Bedeutung seiner Arbeit durchdrungenen Nicht-

beamten unterlegen ist, kann wohl nicht be¬

zweifelt werden.

Unser Ziel ist also klar, mag auch im ein¬

zelnen manches zu ordnen sein, und kann dahin

formuliert werden: Übertragung wirklicher Rechte

an die von bureaukratischen Schlacken befreiten

Versicherungsämter und restlose Beseitigung aller

Hemmungen.

d) Die Umgestaltung der Oberversicherungsämter.

Sind erst einmal die Versicherungsämter gut
und sicher verankert, ist ihr Arbeitsfeld genau

abgesteckt, so ist die schwerste Arbeit geleistet.
Die übrigen Aufgaben in der Neuordnung des

Rechtsweges verblassen dagegen, obwohl sie

natürlich nicht unwesentlich sind. Das gilt für

die Stellung der Oberversicherungsämter. Sie

müssen sich den Wünschen der neuen Zeit ent¬

sprechend anpassen. Es wäre eine Anmaßung,
wollte man etwa behaupten, daß ihre Leiter sich

überall bewährt haben. Sie sind seither den

Reihen der höheren Verwaltungsbeamten ent¬

nommen worden. Ihre juristische Befähigung
allerdings stand außer Zweifel, ob auch die Eig¬
nung für ihren sozialpolitischen Beruf, ist heftig
umstritten. Wie dem auch sei, jedenfalls muß

mit dem Vorrecht der Juristen bei der Besetzung
dieser Posten und mit der früher üblichen Aus¬

wahl überhaupt grundsätzlich und einschneidend

gebrochen werden Wenn ein Bewerber zwar

ein guter richterlicher Verwaltungs eamter ist,
unter dessen Leitung die bureaumäßige Ab¬

wicklung der Berufungen aufs beste klappt, der

auch auf genaueste Beachtung aller Form¬

vorschriften bei der Vorbereitung der Verhandlung
und bei der Urteilställung achten würde, der

aber den Anfoiderungen und Nöten des täglichen

Lebens vermöge seiner gesellschaftlichen Er¬

ziehung und Stellung ohne ausreichendes Ver¬

ständnis gegenübersteht*); wenn dem anderen

Bewerber, es sei z. B. ein Arbeitersekretär oder

ein in der Arbeiterversicherung tätiger mittlerer

Beamter, diese Kenntnis in hohem Maße eigen
ist, er also eine Gewähr für eine den sozialen

Zweck der Versicherung erfassende Geschäfts¬

führung geben würde**), ihm dafür jedoch die

juristische Schulung abgeht und die Frage dann

so gestellt ist, wer im Zweifelsfalle zu wählen

ist dann sollte in einem energische Sozialpolitik
treibenden Gemeinwesen ihre Beantwortung nicht

schwer fallen.

Die gleichen Ausführungen treffen auf die

übrigen beamteten Mitglieder zu. Es ist ja zu

hoffen, daß im Laufe der Entwicklung sich auch

bei ihnen ein sozialer Zug regen wird, der eine

Anpassung und Aussöhnung mit dem Werdenden

fin et. Dennoch kann darauf nicht gewartet
werden, und es sind Vorkehrungen zu treffen,
daß durch die noch vorherrschende Stimmung
die Neuordnung nicht vereitelt oder verzögert
wird.

Die Wahl der Versicherungsvertreter ist nach

den gleichen Grundsätzen wie für die Ver¬

sicherungsämter zu regeln. Besondere Beachtung
ist ihrer Unabhängigkeit und Eignung zu schenken.

Wenn die Versicherungsämter weiterhin in der

Mehrzahl der Fälle letzte Instanz bleiben, müssen

sie am Ermittlungsverfahren beteiligt sein, vor

der Sitzung also Einblick in die Akten erhalten

und weitere Beweiserhebungen rechtzeitig er¬

wirken können. Das jetzt leider noch häufige
Nichtvertrautsein mit dem Verhandlungsstoff, das

die Teilnahme an der Rechtsprechung für die

Beisitzer beider Gruppen so überaus unbefriedi¬

gend macht, wird durch diese Mitarbeit behoben

und die Urteile bleiben nicht vom Zufall abhängig.

e) Die Aufgaben des Reichsversicherungsamts.

Nach den ausgiebigen Darlegungen in dem

vorangegangenen Abschnitte erübrigt sich eine

Wiederholung der auf das Reichsversicherungs¬
amt in ähnlicher Weise anzuwendenden Reform¬

vorschläge. Die berufsrichterÜQhe Besetzung der

Spruchsenate wird zugunsten der Laienbeisitzer

(über ihre Wahl siehe oben) etwas einzuschränken

sein. Die Gründe sind ja eben dargelegt. Frei¬

werdende Stellen sind gegebenenfalls mit ge¬

eigneten Bewerbern ohne Versteifung auf eine

bestimmte Laufbahn zu besetzen. Ein frischer

Wind muß durch das Reichsversicherungsamt
wehen, das bisher leider nur zu sehr im Bureau-

kratismus erstickt und als Geburtsstätte bahn¬

brechender Reformen nicht bekannt war. Seine

• *) Wir müssen uns von dem Glauben frei¬

machen, als ob dabei immer ein bewußtes Nicht-

verstehenwollen vorliegt, sondern die persönlich
gan* anders gearteten Verhältnisse, das Leben

in einer völlig verschiedenen Umwelt verhindern

eben oftmals das Eindringen und Erkennen der

Bedürfnisse des durch den Unfall oder langjähriges
Siechtum wirtschaftlich zerrütteten Verletzten.

**) Einer einseitigen Rechtsaus oder -unter¬

legung oder gar einer bewußten Rechtsbeugung
wird natürlich nicht das Wort geredet, sondern

nur einer Rechtsfindung, die die soziale Absicht

des Gesetzes möglichst restlos zu verwirklichen

vermag, für die dem aus dem Bürgerturn Kommen¬
den nun einmal das richtig gestimmte Organ
abgeht.
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Zuständigkeit ergibt-sich aus den vorhergehenden
Ausführungen (die Landesversicherungsämter
müssen als überflüssig verschwinden). Ob die

Rekursmöglichkeit für bestimmte Fälle wieder

eingeführt werden soll, muß den Kommenden

Beratungen überlassen bleiben, hängt zudem innig

von der Bewährung und Gestaltung der künftigen
Versicherungs- und Oberversicherungsämter ab.

Im übrigen wird der obere Aufbau des Reichs¬

versicherungsamts sicher nicht von den Ereignissen
des politischen Lebens unberührt bleiben und

kann somit aus unserer Betrachtung ausscheiden.

Die „erweiterte Krankenpflege'4 für Dienstboten
Von Bürgermeister Friedrich Kleeis.

Die „erweiterte Krankenpflege44 ist ein neuer,

erst durch die Reichsversicherungsordnung ein¬

geführter Begriff. Nach § 429 derselben besteht

sie an sich in Kur und Verpflegung in einem

Krankenhause oder einer ähnlichen Heilanstalt,
und kann statt der Krankenpflege, also ärztlicher

Hilfe und Heilmittel und des Krankengeldes ge¬
währt werden. In ihrer Anwendungsform unter¬

scheidet sie sich aber wesentlich von der Kur

und Verpflegung in einem Krankenhause (Kranken¬
hauspflege), wie sie § 184 RVO. vorsieht. Die

Kur und Verpflegung in einem Krankenhause im

Sinne des § 429 „gilt als Regelleistung44, also eine

Mindest- und Pflichtleistung der Krankenkasse,
während die Krankenhauspflege im Sinne des

§ 184 eine freiwillige oder Wahlleistung der Kassen

ist. Letztere „kann44 nach Belieben der Kasse an

die Stelle der Krankenpflege und des Kranken¬

geldes treten, während zur Leistung der Kur und

Verpflegung in einem Krankenhause in der Form

der „erweiterten Krankenpflege44 die Kranken¬

kassen unter einigen Voraussetzungen gezwungen
sind. Wenn für diese letzterwähnte Fürsorge
der Zusatz »erweiterte* Krankenpflege gebraucht
worden ist so sollte damit zum Ausdruck gebracht
werden, daß es sich hier nicht um eine geringere
Leistung handelt, sondern um eine andere, aber

sonst gleichwertige Form der Unterstützung. Daß

die erweiterte Krankenpflege als Regelleistung
gilt, ist auch noch aus einem anderen Grunde

wichtig, nämlich wenn es sich darum handelt,

gemäß §§387-391 RVO. wegen Unzulänglichkeit
der Einnahmen die Kassenleistungen bis auf die

Regelleistungen zu mindern. Letztere müssen

dann unter allen Umständen aufrechterhalten

werden. Es kann dann sogar, unter Beachtung
der §§ 427, 428 RVO., nötigenfalls zwangsweise
die erweiterte Krankenpflege eingeführt werden.

Unter welchen Umständen wird nun die

Krankenhausunterbringung zur „erweiterten Kran¬

kenpflege4*? Zunächst kann nach § 426 RVO. die

oberste Verwaltungsbehörde für das Gebiet des

Bundesstaates oder Teile davon den Landkranken¬

kassen gestatten, durch die Satzung für arbeits¬

unfähig Erkrankte die erweiterte Krankenpflege
einzuführen. Enthält die Satzung einer Land¬

krankenkasse solche Bestimmungen, so können

die Satzungen landwirtschaftlicher Betriebs

krankenkassen, die ihren Sitz im Bezirk dieser

Landkrankenkasse haben, das gleiche bestimmen.

Diese Einführung der „erweiterten Krankenpflege44,
bei der im allgemeinen das Krankengeld wegfällt
und dafür Krankenhauspflege in einem über den

sonstigen gesetzlichen Rahmen hinausgehenden
Umfang eintritt ist aber von gewichtigen Kautelen

abhängig gemacht. Zunächst findet sie überhaupt
nur in solchen Bezirken statt, in der allgemein
die Zulässigkeit von der obersten Verwaltungs¬
behörde angeordnet ist. Aber auch dann tritt sie

nur bei denjenigen Landkrankenkassen ein, die

sie in der Satzung beschließen. Ein solcher Be¬

schluß bedarf der Genehmigung des Oberversiche¬

rungsamts. Nach § 427 RVO. darf die Kassen¬

satzung die erweiterte Krankenpflege nur be¬

stimmen, wenn im Bezirke der Landkrankenkasse

erstens sonst die Leistungsfähigkeit der in der

Landwirtschaft Beschäftigten oder ihrer Arbeit¬

geber beeinträchtigt werden würde und zweitens

eine ausreichende Zahl von Krankenhäusern und

ähnlichen Heilanstalten die Durchführung der

erweiterten Krankenpflege sichert. Die Behörde,
die nach § 428 RVO. die Zustimmung zu erteilen

oder zu versagen hat, muß die Gesamtheit der

örtlichen Verhältnisse berücksichtigen und nach

billigem Ermessen würdigen. Die §§428—432 RVO.
enthalten nähere Bestimmungen über die Durch¬

führung dieser Art erweiterter Krankenpflege.
Abgesehen von einer solchen allgemeinen Ein¬

führung dieser Krankenfürsorge bei Landkranken¬

kassen und landwirtschaftlichen Betriebskranken¬

kassen kann sie auch bei anderen Kassen, wo

dies nicht geschehen ist, zur Anwendung kommen,
and zwar für Dienstboten nach § 437 RVO. Solche

Versicherte sind nur bei Ortskrankenkassen an¬

zutreffen, da Betriebs- und Innungskrankenkassen
hier nicht in Frage kommen. In diesem Sinne

ist es richtig und zu verstehen, wenn die amtliche

Begründung zur Keichsversicherungsordnung
(Seite 232) bemerkt, daß die Pflicht, erweiterte

Krankenpflege nach § 437 zu gewähren, sich nicht

auf Landkrankenkassen beschränkt. § 437 RVO.

bestimmt: „Auch wo die erweiterte Krankenpflege
durch die Satzung nicht eingeführt ist, hat die

Krankenkasse sie auf Antrag des Dienstberech¬

tigten oder des Dienstboten dem in die häusliche

Gemeinschaft aufgenommenen Dienstboten zu ge¬

währen, wenn die Krankheit ansteckend ist, oder

wenn er nach ihrer Art in der häuslichen Gemein¬

schaft nicht oder nur unter erheblicher Belästi¬

gung des Dienstberechtigten behandelt oder ver¬

pflegt werden kann.44

Was unter einen „Dienstboten44 zu verstehen

ist, sagt die Reichsversicherungsordnung selbst

nicht genau. Seither richtete sich der Begriff
nach Landesrecht, d. h. nach den einzelnen Ge¬

sindeordnungen. Seitdem diese aufgehoben sind,
ist das nicht mehr angängig. Da wir aber in¬

zwischen andere, etwa reichsgesetzliche Be¬

stimmungen noch nicht bekommen haben, bleibt

auch heute nicht anderes übng, als sich nach den

alten Vorschriften zu richten. Im allgemeinen
versteht man unter Dienstboten solche Personen,
die im Hausstande der Herrschaft leben und, sei

es im landwirtschaftlichen Betriebe als Gesinde,
Knechte, Mägde oder mit gewöhnlichen, von der

Herrschaft näher zu bestimmenden häuslichen

Diensten beschäftigt werden, und zwar auf be¬

stimmte, jedenfalls auf längere Zeit, nicht nur

tageweise oder vorübergehend. Ohne Haus¬

gemeinschaft für längere Dauer, die begrifflich
eine Unterstellung des Dienstpflichtigen unter die

Hausordnung bedingt, aber nicht notwendig das

Vorhandensein eines Wohn- oder Schlafraumes

des Dienstboten in der Wohnung der Herrschaft



126 Volkstümliche Zeitschrift für praktische Arbeiterversicherung. Nr. 12

voraussetzt, besteht kein Dienstbotenverhältnis.

Eine generelle scharfe Abgrenzung gegen andere

Berufszweige ist unmöglich, so daß die Frage, ob

ein Dienstbotenverhältnis besteht, bei einigen Er¬

werbsgruppen, z. B. bei Erzieherinnen, Hausdamen,

Kinderfräulein usw. nicht selten strittig ist und

nach den besonderen Umständen des Einzelfalles

zu beantworten sein wird. Bestimmt gehöicn
nicht hierher Kindbettpflegerinnen, Aufwärte¬

rinnen, Waschfrauen usw., ebenso nicht Haus¬

meister oder Pförtner, die zwar Wohnung im

Hause haben, aber nicht in die Hausgemeinschaft,
den Hausstand des Besitzers aufgenommen sind,
ferner nicht Hausmädchen und Köchinnen in öffent¬

lichen oder privaten Krankenhäusern, in Volks¬

küchen oder ähnlichen Anstalten, in Kasinos, Kan¬

tinen und dergleichen. Mag im Gebiete des bürger¬
lichen Rechts bei der umfassenderen Bestimmung
des § 617 BGB. auch von dem Hausstand einer

juristischen Person geredet werden können, so

setzt doch das auch auf familienrechtlicher Grund¬

lage beruhende Dienstbotenverhältnis eine per¬

sönliche Verbindung mit dem Hausstand einer

natürlichen Person voraus. Ein Dienstverhältnis

im hier erörterten Sinne kann auch zwischen nahen

Angehörigen bestehen.

Eine eingehende Prüfung der Frage, ob ein

Dienstbotenverhältnis vorliegt, ist besonders dann

angebracht, wenn eine Person sowohl in einem

Privathaushalt als auch in einem Gewerbebetrieb

tätig ist. Hier ist besonders zu untersuchen, ob

ein einheitliches Arbeitsverhältnis mit verschieden¬

artiger Beschäftigung — im Haushalt und zu¬

gleich im Erwerbsgeschäft desselben Dienstherrn

vorhegt, ob ein Arbeitsverhältnis mehrfach,
also gleichzeitig bei mehreren Arr engebern statt¬

findet usw. Ersterenfalls ist § 439 RVO. maß¬

gebend. Dort heißt es: Werden Dienstboten auch

in dem Betrieb oder anderen Erwerbsgeschäften
des Dienstberechtigten, also des Arbeitgebers be¬

schäftigt, so ist diese (meist gewerbliche) Be¬

schäftigung für ihre Versicherung und die An¬

sprüche maßgebend, die sie nach Gesetz oder

Satzung gegen den Arbeitgeber in Krankheits¬

fällen haben. Es kann also dann die erweiterte

Krankenpflege im Sinne des § 437 RVO. (auf An¬

trag) nicht Platz greifen. Eine Ausnahme wäre

nur dann gegeben, wenn diese zeitweise Be¬

schäftigung in den Erwerbsgeschäften des Dienst¬

herrn so gering ist, daß sie für sich a lein nach

§ 168 RVO. versicherungsfrei ist. Ueber die Frage,
wann eine solche Versicherungsfreiheit vorliegt,
spricht sich die Bekanntmachung des Reichs¬

kanzlers vom 17. November 1913 aus. In An¬

wendung auf den vorliegenden Fall ist diese

Bestimmung dahin zu vers ehen, daß eine Tätig¬
keit, die nur als vorübergehend oder als gering-
fugig anzusehen ist, bei Beurteilung der Frage,
ob es sich um einen Dienstboten oder einen

sonstigen Versicherten handelt, außer Betracht zu

lassen ist.

Liegt der andere Fall — Beschäftigung bei

mehreren Dienstherrschaften — vor, so wird der

§ 437 ebenfalls nicht anzuwenden sein, denn es

wird dann bei keiner Herrschaft das Bestehen

eines Dienstbotenverhiltnisses bestehen. Dieses

setzt, wie schon oben angegeben ist, Aufnahme

in die häusliche Gemeinschaft des Dienstherrn

voraus, die aber bei einer gleichzeitigen Tätigkeit
bei mehreren Arbeitgebern doch höchstens im Aus¬

nahmefall vorliegen dürfte. Aufwärterinnen usw.

sind eben keine Dienstboten, bei denen die er¬

weiterte Krankenpflege Anwendung finden darf.

Es dann daher auch die Ansicht, daß bei gleich¬

zeitig bestehenden mehrfachen Arbeitsverhält¬

nissen die Sondervorschriften für Hausangestellte
schon dann Anwendung finden, wenn der Schwer¬

punkt der Tätigkeit in den Hausarbeiten liegt,
nicht beigetreten werden. Denn nicht darauf

kommt es an, daß Hausarbeiten verrichtet werden,
sondern ob ein Dienstbotenverhältnis vorliegt. Man

hat zu unterscheiden zwischen Dienstboten und

Hausangestellten. § 437 RVO. spricht nur vom

„Dienstboten44, welcher aber ganz anderer Begriffs¬
bestimmung unterliegt als ein „Hausangestellter44.
Als so'che sind z. B. auch eine Hausdame, Auf¬

wärterin usw. anzusehen, die doch zweifellos hier

ausgeschlossen sein sollten.

Die erweiterte Krankenpflege nach § 437 RVO.

soll zunächst nur auf „Antrag" der Dienstherrschaft

oder des Dienstboten gewährt werden. Überein¬

stimmender Antrag beider Teile ist nicht erforder¬

lich. Liegt ein Antrag überhaupt nicht vor, so

kann die Kassenverwaltung die E1' aisung dann

ohne weiteres vornehmen, wenn es sich um eine

Landkrankenkasse oder landwirtschaftliche Be¬

triebskrankenkasse handelt und sie in ihrer Satzung
die erweiterte Krankenpflege allgemein aufge¬
nommen hat (§ 426 RVO.). Es können aber auch

die Ortskrankenkassen die „erweiterte Kranken¬

pflege44 als Regelleistung speziell nur für Dienst¬

boten in ihre Satzung aufnehmen; es ist für diesen

Fall sogar die Einführung erleichtert, „weil eine

ausreichende Krankenpflege im Hause des Dienst¬

berechtigten oft schwer gewährt werden kann und

weil nach Ablauf des Dienstverhältnisses der

arbeitsunfähige Dienstbote nicht immer leicht ein

geeignetes Unterkommen findet4* (Begr. S. 232).
Eine Reihe von Kassen haben daher auch die

erweiterte Krankenpflege nur für Dienstboten als

Pflichtleistung eingeführt, wie es § 435 RVO. vor¬

sieht. Für diesen Fall ist noch bestimmt, daß

von der seitens der Kassenverwaltung verfügten

Einweisung in ein Krankenhaus dann auf Antrag
der Dienstherrschaft oder des Versicherten ab¬

zusehen ist, wenn sie nach ärztlichem Gutachten

nicht notwendig ist. Für den Dienstboten bedeutet

das eine weitgehende Vergünstigung und Aus¬

nahme von dem § 431, denn er behält im Falle

berechtigter Ablehnung den Anspruch auf Kranken¬

pflege und das volle Krankengeld.
Im übrigen kann eine Kasse die Einweisung

in das Krankenhaus nur im Rahmen des § 184 RVO.

vornehmen, Es ist also die Einweisung von der

Zustimmung des oder der Versicherten abhängig,
wenn nicht die am angegebenen Ort bezeichneten

Umstände vorliegen, welche das Einverständnis

nicht erforderlich machen (ansteckende Krankheit,

wiederholte Zuwiderhandlung gegen die Kranken¬

ordnung usw.). Besonders hervorzuheben ist, daß

für die erweiterte Krankenpflege im Sinne des

§ 437 RVO. und einen Antrag auf solche nicht

erforderlich ist, daß es sich um einen arbeits-

anfähig Erkrankten handelt. Nach Wortlaut, Zu¬

sammenhang und Zweck der ganzen Vorschrift

und Einrichtung steht außer Zweifel daß der

Antrag au<h für noch erwerbsfähige Kranke ge¬

stellt werden kann (Hahn, Handbuch der KV

A im. zu § 437).
Ist ein Antrag von der Dienstherrschaft ge¬

stellt und widersetzt sich der Dienstbote der

Einweisung unberechtigt, so gilt § 431 RVO. Er

hat also, sofern die Satzung nichts anderes be¬

stimmt, nur auf Krankenpflege Anspruch und,

wenn er bisher von seinem Arbeitsverdienst An¬

gehörige ganz oder überwiegend erhalten hat,

auf das ha be Krankengeld. Es fällt also das

Krankengeld fort. Widersetzt sich der Dienstherr
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dem Antrage des Dienstboten, so ist der Wider¬

spruch nicht zu beachten, da er keine Bedeutung
hat. Der § 437 gibt dem Dienstboten einen An¬

spruch auf die erweiterte Krankenpflege auch ohne

die Einwilligung des Dienstherrn. Ist ein Antrag
von der Dienstherrschaft nicht gestellt und ver¬

fügt die Kassenverwaltung die Krankenhauspflege
auf Grund des § 184 RVO., so kann, wie bei

anderen Versicherten, bei unberechtigterAblehnung
der angeordneten Krankenhauspflege der Verlust

oder richtiger das Ruhen der Ansprüche auf

Krankenunterstützung überhaupt eintreten. Wenn

§ 437 noch von dem in die „häusliche Gemein¬

schaft aufgenommenen44 Dienstboten spricht, so

ist das überflüssig, weil dies, wie oben dargelegt,
ohnehin zu den Begriffsmerkmalen des Dienst¬

boten überhaupt gehört Das Reichsversicherungs
amt bezieht in der Entscheidung 1920 (Amtl.
Nachr 1914, S. 770) die Worte auf solche Dienst¬

boten, die ausnahmsweise nicht in der Wohnung
der Herrschaft wohnen oder schlafen, wie z. B.

die sogen. Tagestnädchen. Es ist aber hier richtig,
was Hahn a. a. 0. dazu sagt, daß nämlich diese

von dem § 437 gar nicht berührt werden.

Die Kassenverwaltung muß dem Antrag auf

erweiterte Krankenpflege entsprechen, wenn die

Krankheit ansteckend ist, oder wenn der Dienst¬

bote nach der Art der Erkrankung in der häus¬

lichen Gemeinschaft nicht oder nur unter erheb¬

licher Belästigung des Dienstberechtigten (Arbeit¬
geber) behandelt oder verpflegt werden kann.

Die letztgedachten Voraussetzungen werden häufig
vorliegen; namentlich wenn der Dienstbote bett¬

lägerig ist. Es ist dann meist niemand zur Pflege
vorhanden. Auch ist oft der Schlafraum nicht

den Anforderungen der Krankenpflege ent¬

sprechend, da er nicht geheizt werden kann usw.

Die „Belästigung44 des Dienstberechtigten soll

nur dann von entscheidender Bedeutung sein,
wenn sie „erheblich44 ist. Das ist nun freilich

ein recht dehnbarer Begriff. In der Regel wird

es aber besser sein, dem Antrag wird entsprochen.
Denn wenn er abge'ehnt wird und es wird

dem Dienstherrn die Verpflegung aufgezwungen,
wird ja doch nichts ersprießliches dabei heraus¬

kommen.

Sollte sich eine Krankenkasse weigern, die

an sich unbestrittene Pflicht zur Fürsorge für

einen erkrankten Dienstboten in der Form der

erweiterten Krankenpflege zu gew ihren, so hätte

hierüber das Versicherungsamt endgültig zu ent¬

scheiden. Dieses kann auch die Kasse auf ihren

Antrag von der erweiterten Krankenpflege in

solchen Fällen entbinden, in denen sich diese

ohne Verschulden der Kasse nicht durchführen
läßt. Das würde z. B. der Fall sein, wenn die

verfügbaren Krankenhäuser vollkommen besetzt

sind. Gibt das Versicherungsamt einem solchen

Antrag der Kasse statt, so hat sie die Unter¬

stützung in der regelmäßigen Form zu leisten.

Dem Dienstboten sowohl wie dem Dienstherrn
steht aber die Beschwerde nach § 1792 RVO. zu,
ebenso der Kasse, falls der Antrag abgelehnt
wird. Bei einem Streit über die Leistungspflicht
der Kasse überhaupt ist der in § 1636 RVO. vor¬

geschriebene Weg einzuschlagen.
Während der Unterbringung im Krankenhause

ist dem Dienstboten, der bisher von seinem

Arbeitsverdienst Angehörige ganz oder über¬

wiegend unterhalten hat, ein Hausgeld in der

statutarisch festgesetzten Höhe zu zahlen. Liegen
diese Voraussetzungen nicht vor, so hängt die

Gewährung eines sogen. Taschengeldes ebenfalls

davon ab, ob dieses in der Kassensatzung vor¬

gesehen ist Es ist dieses dann auch bei der

„erweiterten Krankenpflege44 zu gewähren.
Im allgemeinen ist der Sinn und Zweck des

§ 437 RVO. mit der erweiterten Krankenpflege
ein ganz löblicher. Eine ähnliche Einrichtung
für alle Versicherten in der Richtung, daß unter

bestimmten Voraussetzungen auf ihren Antrag
die Krankenhauspflege gewährt werden muß, ist

dringend zu empfehlen. Es lagen bei Be¬

ratung der Reichsversicherungsordnung schon ent¬

sprechende Anträge dem Reichstag vor, die aber

leider abgelehnt wurden. Der Zustand, daß es

gänzlich im Belieben der Kassenverwaltung liegt,
die Krankenhauspflege zu bewilligen oder abzu¬

lehnen, hat schon zu recht viel Streitigkeiten
und großen Härten geführt. Er müßte bei der

nächsten hierzu geeigneten Gelegenheit (Gesetzes¬
änderung) beseitigt werden.

Verwaltung.
Dienstjubiläum. Unser Kollege Herr Albert

Wilde kann am 15. Juni 1920 auf eine fünfund¬

zwanzigjährige Tätigkeit im Krankenkassendienste

zurückblicken. In Neukölln war Kollege Wilde

bis 1913 als Geschäftsführer tätig und hinterließ

die durch seinen Vorgänger recht verworrenen

finanziellen Verhältnisse der Allg. OKK. Neukölln
in einem mustergültigen Zustande, um die gleich¬
artige Stellung in Nürnberg zu übernehmen. Wilde

erfreut sich auch in seiner jetzigen Stelle weit

über die Mauern Nürnbergs hinaus als Fachmann

im Krankenkassenwesen großer Beachtung. Das

bayrische Ministerium für soziale Fürsorge nimmt

seine Begutachtung gerne in Anspruch. Er hat

sich durch eine Reihe von interessanten und

guten Artikeln in der Fachpresse ausgezeichnet
und durch Vorträge innerhalb der Organisation
am Ausbau derselben mitgewirkt. Wir wünschen

dem Jubilar zu seinen weiteren Arbeiten Erfolg
und mögen Wohlergehen und Gesundheit seine

steten Begleiter sein.

Verordnung über Änderung der 91 537 und

Ö24 RVO. Vom 25. Mai 1920. (RGBl. 1920 S. 1093.)
Auf Grund des § 1 des Gesetzes über eine

vereinfachte Form der Gesetzgebung für die

Zwecke der Übergangswirtschaft vom 17. April 1919

(RGBl. S. 394) wird von der Reichsregierung mit

Zustimmung des Reichsrats und des von der ver¬

fassunggebenden Deutschen Nationalversammlung
gewählten Ausschusses folgendes verordnet:

§ 1. Der § 537 Nr. 5 RVO. erhält folgende
Fassung:
5 der gesamte Betrieb der Eisenbahnen und der

Post- und Telegraphenverwaltung, die Betriebe

der Verwaltung der Reichswehrmacht tHeer
und Marine) sowie solche Betriebe der früheren

Marine- und Heeresverwaltungen, die auf

Zivilverwaltungen des Reichs übergegangen sind.

§ 2. Im Eingang des §624 RVO. fallen die

Worte „oder der Bundesstaat44 weg.
Der § 624 Nr.l RVO. erhält folgende Fassung:

1. bei der Post- und Telegraphenverwaltung, bei

der Verwaltung der Reichswehrmacht (Heer
und Marine) sowie bei den sonstigen Ver¬

waltungen des Reichs, soweit auf sie Betriebe

der früheren Marine- und Heeresverwaltungen
übergegangen sind.

§ 3 Diese Verordnung tritt mit dem Tage
ihrer Verkündung in Kraft.
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Gesetz Ober Abänderung der Leistungen
und der Beiträge in der Invalidenversicherung.
Vom 20. Mai 1920. (RGBl. Jhrg. 1920, Nr. 118, S. 1091.)

Die verfassunggebende Deutsche National¬

versammlung hat das folgende Gesetz beschlossen,
das mit Zustimmung des Reichsrats hiermit ver-

kündet wird:
Artflce, L

I. Personen, die auf Grund der reichsgesetz¬
lichen Invalidenversicherung eine Invaliden ,Alters¬
oder Hinterbliebenenrente beziehen, erhalten eine

Zulage zu ihrer Rente.

Die Zulage erhalten nicht

1. Personen, die auf Grund des Gesetzes über die

Versorgung der Militärpersonen und ihrer

Hinterbliebenen bei Dienstbeschädigung(Reichs-
versorgungsgesetz) eine Rente für Minderung
ihrer trwerbsfähigkeit um mehr als zwei Drittel

oder eine Hinterbliebenenrente beziehen,

2. Ausländer, die sich im Ausland aufhalten,

3. die jm § 120 Abs. 2 Satz 2, § 1276 Abs. 1

Satz 2, §§ 1277, 1531, 1536, 1541, 1544 RVO.

bezeichneten Gemeinden, Armenverbände, Ver¬

sicherungsträger usw.

II. Die Zulage beträgt für Empfänger einer

Invaliden- oder Altersrente monatlich 30 Mk., für

Empfänger einer Witwen- oder Witwerrente

monatlich 15 Mk., für Empfänger einer Waisen¬

rente monatlich 10 Mk.

III. Die Zulage wird in vollem Betrage gezahlt,
auch wenn der Empfänger nur einen Bruchteil

der Rente erhält. Die Zulage fällt weg, wenn der

Anspruch auf die Rente zum vollen Betrage ruht

oder wegfällt.
IV. Die Zulage wird monatlich im voraus

gezahlt. Die oberste Postbehörde bestimmt, in

welcher Weise die Zulage gezahlt wird.

V. Die Zulagen bilden einen Teil der Gemein¬

last. Die Rechnungsstelle des Reichsversicherungs¬
amts ermittelt den Kapitalwert der Zulage nach

Maßgabe des Kapitalwerts der zugehörigen Rente.

Das Reichsversicherungsamt bestimmt das Nähere.

Artikel II.

Der § 1392 RVO. erhält folgende Fassung:
Bis auf weiteres wird als Wochenbeitrag

erhoben in Lohnklasse I 90 Pf., II 1 Mk., III 1,10 Mk.,
IV 1,20 Mk. und in Lohnklasse V 1,40 Mk.

Artikel III.

Die Vorschriften des Artikel I treten am

1. Juli 1920, die des Artikel II ara 1. August 1920

in Kraft.
Artikel IV.

Die Verordnung über die Gewährung von

Zulagen zu Renten aus der Invalidenversicherung
vom 21 August 1919 (RGBl. S. 1665) tritt am

30. Juni 1920 außer Kraft.

Empfänger einer Invaliden- oder Witwerrente,
die nacu Maßgabe jener Verordnung eine Zulage
erhalten, ohne nach Artikel I Nr. 1 Abs. 2 zum

Bezüge der Zulage nach Maßgabe dieses Gesetzes

berechtigt zu sein, beziehen ihre Zulage bis zum

31. Dezember 1920 weiter.

Artikel V.

Für die Zeit nach dem 1. August 1920 dürfen

Marken in den Werten nicht mehr verwendet

werden, die nach § 1392 RVO. in der Fassung
des Gesetzes, betreffend Renten in der Invaliden¬

versicherung, vom 12. Juni 1916 RGBl. S. 525)

vorgesehen sind.

Ungültig gewordene Marken können binnen

zwei Jahren nach Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer
bei den Markenverkaufsstellen gegen gültige
Marken im gleichen Geldwert umgetauscht werden.

Gesetz Ober die Versorgung&behörden. Vom

15. Mai 1920. (RGBl. 1920 S. 1063.)

Die verfassunggebende Deutsche National¬

versammlung hat das folgende Gesetz beschlossen,
das mit Zustimmung des Reichsrats hiermit ver¬

kündet wird:

§ 1. Die Durchführung des Reichsversorgungs¬
gesetzes liegt im Verwaltungsverfahren den Haupt¬
versorgungsämtern und denVersorgungsämtern ob.

§ 2. Das Versorgungsamt besteht aus dem

Leiter und den für die Bearbeitung der Sachen

erforderlichen weiteren Beamten. Dem Ver¬

sorgungsamte werden die erforderlichen Hilfs¬

kräfte beigegeben.
§ 3. Das Hauptversorgungsamt besteht aus

einem Direktor und den für die Bearbeitung der

Sachen erforderlichen weiteren Beamten. Dem

Hauptversorgungsamte werden die erforderlichen

Hilfskräfte beigegeben.
Der Reichsarbeitsminister kann aus den Be¬

amten des Hauptversorgungsamts einen ständigen
Stellvertreter des Direktors ernennen, auf den

im Behinderungsfalle dessen Obliegenheiten über¬

gehen.
Das Hauptversorgungsamt hat die obere

Leitung des Versorgungswesens für seinen Bezirk.

§ 4. Die sachliche und örtliche Zuständigkeit
der Hauptversorgungsämter und der Versorgungs¬
ämter wird durch Verordnung des Reichsarbeits¬

ministers geregelt.
Der Reichsarbeitsminister bestimmt den Sitz

und die Bezirke der Hauptversorgungsämter
und der Versorgungsämter, erläßt die Dienst¬

anweisungen für sie und führt die oberste Dienst¬

aufsicht.

Nach näherer Anordnung des Reichsarbeits¬

ministers können im Falle des Bedarfs an Orten

außerhalb des Sitzes der Versorgungsämter Ver¬

sorgungssprechtage eingerichtet werden.

§ 5. Die Bestimmungen der Behörden, denen

die erstmalige Neufeststellung der nach den frühe¬

ren Militärversorgungsgesetzen festgestellten Ver¬

sorgungsgebührnisse auf Grund des Reichsver¬

sorgungsgesetzes obliegt, erfolgt durch den Reichs¬

arbeitsminister.

§ 6. § 26 Abs.2 des Militärhinterbliebenen¬

gesetzes vom 17. Mai 1907 (RGBl. S. 214) wird wie

folgt geändert:
Eine den §§ 19 bis 25 entsprechende Kriegs¬

versorgung kann gewährt werden:

1 usw. wie bisher.

Gesetz Ober die Kosten der Kriegsbeschä¬
digten- und Kriegshinterbliebenenfürsorge. Vom
8. Mai 1920. (RGBl. 1920, S. 1066.)

Die verfassunggebende Deutsche National¬

versammlung hat das folgende Gesetz beschlossen,

das mit Zustimmung des Reichsrats hiermit ver¬

kündet wird:

§ 1. Die Kosten der sozialen Kriegsbeschä¬
digten- und Kriegshinterbliebenenfürsorge mit

Einschluß der Verwaltungskosten (Verordnung
vom 8. Februar 1919, RGBl S. 187) trägt das

Reich unter Mitwirkung der Länder und Selbst¬

verwaltungskörper.
§ 2. Das Reich trägt die Kosten des Reichs¬

ausschusses der Kriegsbeschädigten- und Kriegs¬

hinterbliebenenfürsorge und vier Fünftel der

übrigen Kosten. Den Rest tragen das Land und

seine Selbstverwaltungskörper je zur Hälfte; je¬
doch ist die Landesregierung ermächtigt, den auf

das Land entfallenden Anteil ganz oder teilweise
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den Selbstverwaltungskörpern aufzuerlegen. So¬

fern ein Land Selbstverwaltungskörper an der Für¬

sorge nicht beteiligt, trägt es die entsprechenden
Kosten selbst.

§ 3. Die Landesregierung bestimmt, wer als

Selbstverwaltungskörper im Sinne dieses Gesetzes

anzusehen ist. Sie kann Grundsätze festsetzen,
nach denen die Kostenanteile der Selbstverwal¬

tungskörper berecnnet werden; hierbei ist der

tatsächliche Aufwand des einzelnen Selbstverwal¬

tungskörpers angemessen zu berücksichtigen.

§ 4. Der Reichsarbeitsminister erläßt die Be¬

stimmungen zur Ausführung dieses Gesetzes; er

kann insbesondere Grundsätze über die Auf¬

stellung der Kostenvoranschläge der Fürsorge¬
stellen festsetzen, die Genehmigung dieser Vor¬

anschläge sich oder anderen Stellen vorbehalten

und die Höhe des erstattungsfähigen Aufwandes

begrenzen. Soweit die Ausführungsbestimmungen
die Mitwirkung von Landesbehörden erforderlich

machen, bedürfen sie der Zustimmung der Landes¬

regierung.
Die Landesregierungen können weitere Voll¬

zugsschriften insbesondere auch darüber erlassen,
wie die Fürsorgestellen einzurichten und zu be¬

setzen sind.

Zum Gesetz Ober Wochenhilfe und Wochen¬

fürsorge vom 30. April 1920. Ist bei einer in

den letzten vier Wochen vor der Entbindung durch

Krankheit herbeigeführten Arbeitsunfähigkeit
neben dem Krankengeld Wochengeld zu zahlen?

Nach dem bisherigen Recht, sowohl nach

§ 195 RVO. in der alten Fassung wie nach

§ 195a RVO. in der Fassung des Gesetzes vom

26. September 1919 war es dem Ermessen der

einzelnen Kasse überlassen, einen Teil des

Wochengeldes auf die Zeit vor der Niederkunft

zu verlegen. Da gemäß § 195 Abs. 3 bzw. § 195 a

Abs. 2 a. a. 0. neben dem Wochengeld kein

Krankengeld zu gewähren war, konnten Zweifel

darüber entstehen, ob eine Kasse von dem vor¬

erwähnten Recht Gebrauch machen durfte, wenn

die Wöchnerin bis zur Entbindung arbeitsunfähig
krank war und Krankengeld bezogen hatte, mit

anderen Worten, ob die Anrechnung des Kranken¬

geldes auf das Wochengeld zulässig sei.

Das Reichsversicherungsamt stellte sich in der

grundsätzlichen Entscheidung vom 20. Februar

1915 auf den Standpunkt, daß eine solche An¬

rechnung nicht erfolgen dürfe, das Wochengeld
vielmehr in derartigen Fällen im vollen Umfange
nach der Entbindung gezahlt werden müsse. In

einer anderen grundsätzlichen Entscheidung vom

19. Juni 1917 wurde dann als Gegenstück der

Grundsatz aufgestellt, daß bei einer Erkrankung
nach Beginn der 7. Woche das Wochengeld für

eine entsprechend lange Zeit vor der Entbindung
zu gewähren sei. Die Frage aber, wie nun ver¬

fahren werden solle, wenn die Wöchnerin sowohl

in den letzten Wochen vor, wie auch von der

7. Woche ab nach der Entbindung arbeitsunfähig
krank sei, wurde in der letzten Entscheidung
ausdrücklich offen gelassen. Die Kassen sind

dann wohl allgemein so verfahren, daß in der¬

artigen Fällen erst Krankengeld vom Beginn der

11. Woche an gewährt worden ist.

Die beiden Entscheidungen des Reichsver¬

sicherungsamts. sind zu verstehen, wenn man

bedenkt, daß die Verlegung der Wochengeld¬
zahlung auf cie Zeit vor der Niederkunft dem

Ermessen der Kassen überlassen war und somit

einer Willkür der Kassen im Einzelfall vorgebeugt
werden sollte. Für eine derartige Gesetzes¬

auslegung dürfte aber jetzt, nachdem die Zahlung
des Wochengeldes für vier Wochen vor der Ent¬

bindung zwingendes Recht geworden ist, kein

Raum mehr sein.

Da gemäß § 195 a Abs. 2 RVO. in der Fassung
des Gesetzes vom 30. April 1920 ausdrücklich

bestimmt wird, daß das Wochengeld für vier

Wochen vor und für sechs Wochen nach der

Entbindung zu gewähren ist, nach dem klaren

Wortlaut des § 195 a Abs. 2 a. a. 0. aber, neben

dem Wochengeld kein Krankengeld gezahlt werden

darf, ferner auch in der Begründung zur Reichs¬

versicherungsordnung (Seite 159) zum Ausdruck

kommt, daß die Häufung von Barleistungen —

also Doppelleistungen —vermieden werden sollen,
bleibt nur die Möglichkeit, das in den letzten

vier Wochen vor der Entbindung gezahlte Kranken¬
geld auf das Wochengeld in Anrechnung zu

bringen. Anders liegt es natürlich mit dem

Schwangerengeld. Wenn eine Kasse von dem

Recht des § 199 Nr. 2 RVO., wonach durch die

Satzung die Anrechnung auf das Wochengeld
bestimmt werden kann, keinen Gebrauch gemacht
hat, würde Schwangerengeld neben dem Wochen¬

geld zu gewähren sein. Aber hier besteht auch

der Unterschied, daß es sich zunächst einmal um

eine Mehrleistung der Kassen handelt und außer¬

dem in diesem Falle die Doppelleistung aus¬

drücklich durch das Gesetz gestattet worden ist.

H. Meier, Hamburg.

Berechnung der Unterstützungsdauer nach

i 183 RVO. Obgleich dieses Thema schon wieder¬

holt in der Literatur Gegenstand kritischer Be¬

trachtungen war, so scheint dennoch hierüber

noch immer nicht genügende Klarheit zu herrschen.

Nach § 183 RVO. endet die Krankenhilfe spätestens
mit Ablauf der 26. Woche nach Beginn der Krank¬

heit, wird jedoch Krankengeld erst von einem

späteren Tage an bezogen, nach diesem usw.

Über die Auslegung dieser Bestimmung sind nun

in Fachkreisen, soweit ich darüber unterrichtet

bin, drei verschiedene Meinungen vertreten. Ein¬

mal besteht die Ansicht, daß der Unterstützungs¬
anspruch nur dann mit Ablauf der 26. Woche

nach Beginn des Krankengeldbezuges ende, wenn

die Arbeitsunfähigkeit ununterbrochen fortdauert.

Sobald aber nach Ablauf der 26. Woche nach

Beginn der Krankheit Arbeitsfähigkeit eintritt,
endet auch der Anspruch überhaupt, also auch

auf Krankenpflege. Er endet auch mit Ablauf

der 26. Woche nach Beginn der Krankheit, wenn

zu dieser Zeit nicht mehr Arbeitsunfähigkeit be¬

steht. Hiernach würde ein Versicherter, der bei¬

spielsweise am 1. Januar 1919 ohne Arbeitsunfähig¬
keit erkrankte, dann vom 2. April 1919 bis 2. Mai

1919 arbeitsunfähig war, bereits am 2. Juli 1919

mit seinem Unterstützungsanspruch abgefunden
sein, wenn an diesem Tage keine Arbeitsunfähig¬
keit bestände. Diese Auffassung findet indes im

Gesetz keine Stütze. Daß das Krankengeld von

einem späteren Tage an bis zum Ablauf der

26. Woche ununterbrochen bezogen sein muß, oder

daß bei Ablauf der 26. Woche nach Beginn der

Krankheit Arbeitsunfähigkeit bestehen müsse,
wenn der Anspruch nicht mit Ablauf dieser Frist

beendet sein soll, ist für die Anwendbarkeit dieser

Bestimmung nicht vorgesehen. (Hahn, Anm. 2b

zu § 183 a. a. 0.).
Eine andere Meinung ist, daß bei der Aus¬

legung des § 183 a. a. 0. dem Wortlaut des Absatzes 2
die größtmögliche Bedeutung beizumessen sei.

Ist Krankengeld „über44 die 26. Woche nach Be¬

ginn der Krankheit hinaus zu zahlen, so endet mit
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seinem Bezüge auch der Anspruch auf Kranken¬

pflege. Zu welcher schreienden Ungerechtigkeit
aber eine solche Auffassung führen kann, mögen

folgende Beispiele zeigen:

A. erkrankte am 1 Januar 1919 ohne Arbeits¬

unfähigkeit; er war vom 1. bis 3. Juli arbeits¬

unfähig, erhielt also für drei Tage Krankengeld.
Da dieses über die 26. Woche nach Beginn der

Krankheit zu zahlen war, so endigte mit dem

Krankengeldbezuge auch der Anspruch auf

Krankenpflege.
B. erkrankte ebenfalls am 1. Januar 1919 mit

Arbeitsunfähigkeit. Ab 4. Januar, dem vierten

Krankheitstage, bezog er Krankengeld. Vom

3. April bis 21. Juli war B. zwar arbeitsfähig,
blieb jedoch weiter in ärztlicher Behandlung, war

aber arbeitslos und nicht weiterversichert. Am

3. Juli 1919 trat aufs neue Arbeitsunfähigkeit ein,

die dann bis 4. Oktober 1919 ununterbrochen

fortbestand. An diesem Tage war auch erst der

Anspruch abgelaufen, da von der Anrechnung
auf den Krankengeldbezug krankengeldfreie
Zwischenzeiten bis zu einer Dauer von 13 Wochen

nach der Bestimmung des § 183 Abs. 1, Satz 2, RVO.

ausgeschlossen werden. Hier konnte demnach A.

nur mit insgesamt 184 Tagen Krankenpflege
unterstützt werden, wovon er nur für 3 Tage

Krankengeld erhielt, während B. mit zusammen

277 Tagen Krankenpflege unterstützt wurde, von

denen er an 183 Tagen Krankengeld erhielt.

Diese Auffassung führt zu einer Ungerechtig¬
keit die der Gesetzgeber verständigerweise nicht

beabsicht haben kann, und auch nicht beabsichtigt
hat. Die Verfechter dieser Auslegung wenden

nun zu deren Begründung ein: nach £ 183 RVO.

ist grundsätzlich und in erster Linie zum Aus¬

druck gebracht, daß die Krankenhilfe spätestens
mit Ablaut der 26. Woche nach Beginn der Krank¬

heit ende. Es kann also ein Versicherter, der

bis Ablauf der 26. Woche nach Beginn der Krank¬

heit arbeitsfähig bleibt, ausgesteuert sein, ohne

auch nur einen Pfennig Krankengeld erhalten

zu haben; denn dieser ist an sich ja schon gegen

denjenigen, der infolge Arbeitsunfähigkeit wirt¬

schaftlich schlechter gestellt ist, im Vorteil. —

Eine solche engherzige Auslegung erscheint im

Hinblick auf die weittragende Bedeutung be¬

sonders unsozial. Ganz abgesehen davon, daß man

mit dieser Begründung auch bei dem einsichtigsten
Versicherten kein Verständnis finden würde, so

herrscht auch unter Fachleuten hierüber eine

sehr geteilte Meinung Gleichwohl ist nach dem

klaren Wortlaut des § 183 I, erster Halbsatz, leider

eine andere Auslegung nicht möglich.
Vor allen Dingen glaubt man die Berechnung

der Unterstützungsdauer, wie hier im ersten Bei¬

spiel angegeben, damit begründen zu können,
indem man, wie bereits oben erwähnt, das Haupt¬

gewicht auf das Wort „über44 im 2 Absatz des

§ 183 RVO. legt. Nach Hahn ist diese Bestimmung
aber so zu verstehen, daß mit dem späteren

Wegfall des Krankengeldbezuges, d. h. frühestens

mit Ablauf der 26. Woche nach Beginn desselben,
auch die Krankenpflege endet, wenngleich die

26 Wochen vom Beginn dieses Bezuges noch nicht

erfüllt sind, oder für volle 26 Wochen Kranken¬

geld in dieser Frist noch nicht gezahlt ist. Sie

müßten demnach richtiger lauten:

„Ist Krankengeld über die 26. Woche nach

Beginn des Krankengeldbezuges hinaus zu

zahlen, so endet mit seinem Bezüge auch der

Anspruch auf Krankenpflege.44
Am maßgebendsten scheint mir, und mit

Literatur und Rechtsprechung übereinstimmend,

ist die dritte Auslegung des § 183 RVO. Danach

beginnt, wenn im Laute der ersten 26 Wochen

nach Beginn der Krankheit Arbeitsunfähigkeit
eintritt, mit diesem Ereignis stets eine neue Fi ist

von 26 Wochen für die gesamte Krankenhilfe.

Diese kann sich im günstigsten Falle noch um

13 krankengeldfreie Wochen, die in den Kranken¬

geldbezug, also in diese neue Frist von 26 Wochen,

fallen, verlängern. Daß diese Auslegung nicht

im Widerspruch steht mit der Absicht des Gesetz¬

gebers und mit dem beabsichtigten Sinn der

Bestimmung, geht mit unverkennbarer Deutlichkeit

aus der Ausgleichslesung zu § 198 des Entwurfs

(§ 183 RVO.) hervor. Hier hatte man sogar einen

Fall für denkbar erklärt, in dem 64 Wochen ganz

oder teilweise Krankenhilfe zu gewähren sei.

Nach Hahn kann sogar die höchstmögliche Unter¬

stützung 64 Wochen und 6 Tage betragen. (Zu vgl.
Anm. 2 b und c zu § 183 RVO). Eine Bestätigung
findet diese Auslegung auch in der Begründung der

Entsch. des Reichsversicherungsamts vom 29. Mai

1916, II. Rev.-Senat. Emil Jakob, Hamburg.

Rechtsprechung.
§ 184 RVO. Die Transportkosten sind bei

Krankenhauspflege im vollen Betrage zu zahlen,

auch wenn die Höhe durch mangelnden Ausweis

als Kassenmitglied bestimmt wurde. (Vorent¬

scheidung des Versicherungsamtes der Stadt

Berlin, Abteilung für Krankenversicherung, vom

12. Mai 1920, Tgb. Nr. 9917, Vers. A. K. 19.)
Tatbestand Kläger trägt vor: Am 21. April 1919

habe seine inzwischen verstorbene Tante, Witwe

Anna M., die Mitglied der Beklagten gewesen sei,
während eines Besuches bei einer Bekannten,
Frau II. in Bin-Seh. wohnhaft, spät abends plötz¬
lich einen Schlaganfall erlitten, aus welchem

Grunde sofort ein in der Nähe wohnender Arzt

herbeigerufen worden sei. Dieser habe, da es

sich um einen dringenden Nachtbesuch gehandelt
habe und längere ZeitVersäumnis infolge tele

phonischer Anfragen bei einigen Krankenhäusern

wegen Aufnahme der Erkrankten entstanden sei,
15 Mk. liquidiert, welche Forderung die Kasse

im Laufe des btreitverfahrens auch anerkannt

hatte. Erst am Vormittage des nächsten Tages
habe der Transport mittels Krankenwagens der

Firma S. in Ch. nach dem Krankenhaus am

Friedrichshain erfolgen können, für den 70 Mk.

im voraus hätten bezahlt werden müssen. Die

Übernahme dieser Kosten in vollem Umfange
werden von der Kasse abgelehnt, sie wolle ledig¬

lich 18 Mk. erstatten. Ihr Einwand, die Erkrankte

hätte nach dem nächsten von der Kasse zuge¬

lassenen Krankenhause geschafft werden müssen,

wodurch nur 18 Mk. Transportkosten entstanden

wären, sei hinfällig, da der herbeigerufene Arzt

sich pflichtgemäß mit dem Bettennachweis des

Magistrats B. in Verbindung gesetzt habe, der

ihn an das Krankenhaus am Friedrichshain ver¬

wies. Auch der Umstand, daß der Firma S. auf

ihre Frage, ob es sich um ein Kassenmitglied
handele, eine verneinende Antwort gegeben
worden sei, könne seines Erachtens nicht zur

Ablehnung der Forderung führen, da Frau H.

die Auskunft gegeben habe, nichts davon gewußt
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hätte, daß die Verstorbene, die beruflich nicht

tätig gewesen sei, Mitglied einer Krankenkasse

gewesen wäre. Aber selbst wenn eine richtige
Auskunft gegeben worden wäre, hätte die Firma

trotzdem den Transport nicht zum Kassenpreis
ausgeführt, weil kein Kostenübernahmeschein der

Krankenkasse hätte vorgelegt werden können;
ein solcher Ausweis wäre aber bei dem sehr

dringenden Fall vorher von der Kasse nicht zu

besorgen gewesen. Er habe den ganzen Betrag
von 70 Mk. der Frau H., die ihn verauslagt hätte,
ersetzt und beantrage, zumal die Verstorbene

ein Erbe nicht hinterlassen hätte, die Kasse zu

verurteilen, die Transportkosten in voller Höhe

eu erstatten.

Die Beklagte hat demgegenüber ausgeführt,
daß sie das Arzthonorar, weil ein dringender
Fall vorgelegen habe, gezahlt habe. Was die

Erstattung der Transportkosten angehe, so hätte

sie dieselben ganz ablehnen können, weil gemäß
der Entscheidung des Reichsversicherungsamts
vom 12. Oktober 1915 ein Rechtsanspruch auf

Krankenhauspflege auch in dringenden Fällen

nicht bestehe. Zwar habe sie die Krankenhaus-

k» sten übernommen, deshalb sei sie jedoch nicht

verpflichtet, jeden irgend einem Fuhrmann ge¬
zahlten Betrag für einen Transport zu erstatten.

Er (Sie) habe damals den für den Krankentrans¬

port zugelassenen Fuhrunternehmungen für einen

Transport innerhalb der ersten Zone, in die auch

h. noch falle, 18 Mk. gezahlt, nachdem dieser
Satz vom 1. Juni 1919 ab auf 24 Mk. erhöht worden

sei, würde sie sich auch zur Erstattung dieses
Bf träges bereit erklären; einen weiteren Ersatz

lehne sie jedoch ab. Bemerken wolle sie noch,
daß, wenn auf die Anfrage der Firma S. nach

der Kassenmitgliedschaft eine ausweichende Ant¬

wort gegeben worden wäre, da der Besteller des

Wagens doch über die Kassenverhältnisse der

Erkrankten nicht orientiert gewesen sei, dann

>päter der Nachweis über die Kassenmitgliedschaft
noch hätte erbracht werden können, worauf der

gezahlte Mehrbetrag ohne weiteres hätte zurück¬

gezahlt werden müssen.

Auf das sonstige Vorbringen der Parteien
wird verwiesen.

Gründe. Streitig sind jetzt noch die Trans¬

portkosten für die inzwischen verstorbene Witwe
M. im Gesamtbetrage von 70 Mk. Der Schlag¬
anfall, welcher das Kassenmitglied in der Woh¬

nung ihrer Bekannten Frau H. in Seh. traf, hatte
nach der glaubhaft erscheinenden Mitteilung des

Klägers eine tagelange Besinnungslosigkeit und

Sprachunvermögen zur Folge gehabt. Im vor¬

liegenden Falle hatte die Kasse die Krankenhaus¬

pflege gewährt und die vollen Kosten übernommen.
Zu der Verpflegung gehören aber auch die

Leistungen, welche notwendig sind, um die Pflege
zu ermöglichen, i isbesondere auch der Transport
in das Krankenhaus (vgl. Hahn Anm. 2d zu

§ 184). Bei dem Zustand der Erkrankten ist
die Krankenhausbehandlung für nötig befunden

worden, die der zuerst hinzugezogene Arzt, indem
er sich mit dem Bettennachweis des Magistrats
in Verbindung setzte, in die Wege geleitet hat.

Hiernach war die Kasse verpflichtet, die Transport¬
kosten dem Grunde nach zu übernehmen. Aber
auch gegen die geforderte Höhe ist nichts einzu¬

senden. Die Erkrankte selbst war nicht imstande,
über ihre Kassenmitgliedschaft Auskunft zu geben,
und Frau H. befand sich im guten Glauben, als
•fe die Kassenmitgliedschaft der Patientin ver¬

einte, da sie wußte, daß diese nicht beruflich tätig
war. Es ist auch fraglich, ob die Firma S., selbst

wenn eine richtige Auskunft gegeben worden

wäre, einen niedrigeren Preis verlangt hätte,
da ein Kostenübernahmeschein der Kasse nicht

vorgelegt werden konnte. Bei der Dringlich¬
keit des Falles war ein solcher bis zur Zeit
des Transportes nicht mehr zu beschaffen.
Daß das entfernte Krankenhaus am Friedrichs¬
hain aufgesucht werden mußte, lag lediglich
daran, daß in dem nähergelegenen zur Zeit
kein Bett mehr frei war. Unter diesen Um¬
ständen kann dem Mitglied nicht zugemutet
werden, die Mehrkosten zu tragen. Es muß der

Kasse anheimgegeben werden, mit der Firma S.
sich wegen Rückgabe des überhobenen Betrages
auseinanderzusetzen. Da nach Angabe des

Klägers Frau H. die Rechnung beglichen hat, der

Kläger ihr aber nachgewiesenermaßen den Betrag
ersetzt hat, so war die Beklagte zu verurteilen,
die 70 Mk. dem Kläger zu erstatten.

§5 799, 819 RVO. Baugeldgeber, die Bau¬

spekulationsgeschäfte machen, gelten als Bau¬

herren im Sinne der Rechtsprechung des Reichs¬

versicherungsamts, selbst wenn sie dem Unter¬
nehmer nicht Geld zum Erwerbe der Baustelle,
sondern nur Geld zur Herstellung des Gebäudes

geben, vorausgesetzt, daß ihr Entgelt, also der

Betrag ihrer Forderung, der nach Abzug des

Baugeldes verbleibt, allein oder zusammen mit

den der Forderung vorgehenden oder gleich¬
stehenden dinglichen Rechten den gemeinen
Grundstückswert übersteigt. (Ein Bauunternehmer
in H. hatte eine Baustelle gekauft; der Preis
wurde gestundet und als Hypothek auf dem

Grundstück eingetragen. Der Makler B., der

das Geschäft vermittelt hatte, gab Geld zur Her¬

stellung des Gebäudes gegen Hypothek, ohne

daß dieser Hypothek vor der Restkaufhypothek
der Vorrang eingeräumt wurde. An Courtage,
Provision und Zinsen mußte der Unternehmer
ihm insgesamt 16 v. H. versprechen, also ein Ent¬

gelt, das den üblichen Zinsfuß weit überstieg.
Die Baugewerks-Berufsgenossenschaft hat den

B. für Prämien, die der Unternehmer ihr schuldete,
als Bauherrn gemäß § 819 RVO. in Anspruch
genommen und das Oberversicherungsamt hat

ihn verurteilt. Seine Beschwerde ist vom Ersten

Beschlußsenat des Reichsversicherungsamts durch

Entscheidung vom 15. Dezember 1919, Akten¬

zeichen I B S 3/16, abgewiesen worden.) (Amtl.
Nachr. des RVA. 1920, Heft 2, Seite 155).

§ 918 RVO. Ablehnung eines Dampf¬
dreschereibetriebes als Nebenbetrieb der Land¬

wirtschaft. Entscheidung des Reichsversicherungs¬
amts vom 6. März 1920 — Aktenzeichen Ia 2353/17 -.

Gründe: Auf Grund der angestellten Ermitte¬

lungen ist das Reichsversicherungsamt ebenfalls

zu der Überzeugung gekommen, daß der Dampf¬
dreschereibetrieb, bei dem der Ehemann der

Klägerin verunglückt ist, nicht als Nebenbetrieb

seines landwirtschaftlichen Betriebes anzusehen

ist. Denn die Dreschmaschine nebst Lokomobile,
die den verunglückten B., Seh. und W. gemein¬
schaftlich gehörte, wurde von den drei Betriebs¬

unternehmern, deren Ackerbesitz insgesamt nur

11 ha betrug, für ihre Landwirtschaft jährlich
nur an zwei Arbeitstagen, für fremde landwirt¬

schaftliche Betriebe an etwa 50 Arbeitstagen
verwendet und war von den drei Unternehmern

auch nur angeschafft worden zur Erzielung eines

besseren Einkommens durch Ausübung der Lohn-

drescherei. Hiernach besteht kein Zusammenhang
zwischen dem landwirtschaftlichen Betrieb des

verstorbenen Ehemanns der Klägerin und dem
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Lohndreschereibetrieb und noch weniger eine

wirtschaftliche Abhängigkeit dieses Unternehmens

von der Landwirtschaft im Sinne des § 918 RVO.

Die beklagte landwirtschaftliche Berufsgenossen¬
schaft kann daher für den Unfall des B. nicht in

Anspruch genommen werden.

Für die Versicherung des Lohndrescherei¬

betriebes der B., Seh. und W. kommt sonach

lediglich die beigeladene Maschinenbau- und

Kleineisenindustrie-Berufsgenossenschaft in Frage.
Ihre Haftung für den hier in Rede stehenden

Fall wäre aber nur dann gegeben, wenn B., der

eine freiwillige Versicherung abgelehnt hat, als

Arbeiter in seinem eigenen Dreschereibetrieb

anzusehen wäre. Dem widerspricht aber einmal

seine soziale und wirtschaftliche Stellung als

Bauunternehmer. Sodann war er ebenso wie

Seh. und W. am Ertrag des Unternehmens be¬

teiligt. Dazu kommt, daß die drei Unternehmer

bei Anschaffung der Maschinen vereinbart haben,

daß jeder von ihnen bei der Bedienung der

Maschine helfen mußte. Hierbei haben die Unter¬

nehmer gegenseitig abgewechselt. Als B. ver¬

unglückte, versah er allein den Aufsichts- und

vereinbarten Arbeitsdienst an der Maschine, da

seine Teilhaber zum Militär eingezogen waren.

Er war also als Betriebsunternehmer tätig, wenn

er auch für seine Tätigkeit an der Maschine eine

besondere Vergütung von 3,50 Mk. täglich erhielt.

Die von der Klägerin erwähnte Rekursentscheidung
1014 (Amtl. Nachr. 1891, Seite 238) betrifft einen

besonderen Fall, in dem der verletzte Teilhaber

einer Lohndampfdrescherei von Beruf Weber war

und seiner gesamten wirtschaftlichen Stellung
nach nicht zu den Unternehmern gehörte. Diese

Entscheidung kann nicht analog auf Fälle der

vorliegenden Art angewendet werden.

Hiernach ist auch die beigeladene Berufs¬

genossenschaft nicht entschädigungspflichtig.

Übersicht.

Sf 80, 1008 RVO. Eine Spruchsache, für die

der Versicherungsträger gemäß § 80 Abs. 2 RVO.

einen Pauschbetrag zu entrichten hat, liegt nicht

nur dann vor, wenn der Kläger tatsächlich Berufung

eingelegt hat, sondern auch dann, wenn der End¬

bescheid nach § 1608 Abs. 1 a. a. O. als ange¬

fochten gilt. Entscheidung des RVA. vom 4. De¬

zember 1919, Aktenzeichen I 8945/19. (Amtl.
Nachr. des RVA. 1920, Heft 2, Seite 157).

f 194 RVO. Ein Unfallverletzter hat keinen

Anspruch gegen die Krankenkasse auf Weiter¬

zahlung des ihm von dieser zugebilligten Kranken¬

geldes aus § 194 Nr. 2 RVO. (des Taschengeldes),
nachdem die Berufsgenossenschaft mit Beginn
der 14. Woche die Fürsorge übernommen und

durch Belassung des Verletzten im Krankenhause

gewährt hat. Entscheidung des RVA. vom

7. Januar 1920, Aktenzeichen IlaK 128/19. (Amtl.
Nachr. des RVA. 1920, Heft 2, Seite 174).

5 224 RVO. Zur Entscheidung über Ansprüche
von Krankenkassen auf Rückgewähr von Leistungen
aus der Krankenversicherung sind die Spruch¬
behörden der reichsgesetzlichen Arbeiterversiche¬

rung zuständig, sofern die Behauptung, daß eine

Pflicht zur Leistung nach der Reichsversicherungs¬

ordnung nicht bestanden habe, den Grund der

Rückforderung bildet Entscheidung des RVA.

vom 20.Dezember 1919, Aktenzeichen IIa K 118 18.

(Amtl. Nachr. des RVA. 1920, Heft 2, Seite 169).

ff 320, 324 RVO. Für das Inkrafttreten einer

Satzungsänderung ist der Zeitpunkt der Zu¬

stellung der Genehmigung des Oberversicherungs¬
amts an den Versicherungsträger maßgebend,
wenn nicht etwas anderes ausdrücklich bestimmt
ist Entscheidung des RVA. vom 16. Dezember

1919, Aktenzeichen IIa K 161/19. (Amtl. Nachr

des RVA. 1920, Heft 2, Seite 175).

# 368 RVO. Hat ein Kassenmitglied die

Honorarforderung eines Nichtkassenarztes, den

es in einem dringenden Falle in Anspruch ge

nommen hat, so kann es von der Krankenkasse

Erstattung nur desjenigen Betrages verlangen,
den die Krankenkasse hätte aufwenden müssen,
wenn sie den Arzt unmittelbar beauftragt hätte.

Entscheidung des RVA. vom 26. November 1919,
Aktenzeichen IIa K 91/19. (Amtl. Nachr. des

RVA. 1920, Heft 2, Seite 172).

§ 1259 RVO. Die Rente einer unehelichen

Waise fällt mit der Ehelichkeitserklärung fort.

Entscheidung des RVA. vom 13. Januar 1920

Aktenzeichen IIa 857/19. (Amtl. Nachr. des RVA

1920, Heft 2, Seite 176).

§§ 1308, 1522 RVO. 1. Wird eine Invaliden¬

rente wegen Bezugs einer höheren Unfallrente

gemäß § 1522 Abs. 1 RVO. in Wegfall gebracht,
so handelt es sich nicht um eine „Entziehung
sondern um eine „Einstellung14 der Rente. § lo

a. a. O. ist daher nicht anzuwenden.

2. Die nach § 1522 Abs. 1 RVO. ergehende
Renteneinstellung wirkt nicht in die Vergangen
heit zurück, sondern erst von der Zustellung
des Bescheids ab. Entscheidung des RVA. vom

19. Dezember 1919, Aktenzeichen IIa 422/18. (Amtl.
Nachr. des RVA. 1920, Heft 2, Seite 178).

§ 1568 RVO. Dem Bevollmächtigten eines

Rentenbewerbers darf die Einsicht der Akten

während des bei der Berufsgenossenschaft
schwebenden Feststellungsverfahrens nicht ver¬

weigert werden. Bescheid des RVA. vom 10. Juni

1919, Aktenzeichen I 2453/19, II 4669/19. (Amtl.
Nachr. des RVA. 1920, Heft 2, Seite 156).
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